
 

 
Stadt Halle (Saale) 04.März 2026 
Geschäftsbereich I 
Finanzen und Personal 

 

 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und 
Liegenschaften 
Anfrage der Fraktion Volt / MitBürger zur Beschlussvorlage Grundsatzbeschluss zur 
Umsetzung des Sondervermögens des Bundes Infrastruktur und Klimaneutralität in der 
Stadt Halle (Saale) (VIII/2026/02213), hier: Finanzen 
Vorlagen Nummer: VIII/2026/02370 
TOP: 9.1 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
1. Inwieweit findet die genannte Regelung nach Auffassung der Verwaltung 

Anwendung auf die aktuelle Situation der Stadt Halle (Saale) sowie die 
Genehmigung des beabsichtigten Nachtragshaushalts 2026 durch die 
Kommunalaufsicht? Welche Möglichkeiten ergeben sich daraus? Wenn sie nach 
Auffassung der Verwaltung keine Anwendung findet, warum nicht? 
 
Sofern sich die Stadt Halle (Saale) nach Zustimmung zum Grundsatzbeschluss zur 
Umsetzung des Sondervermögens des Bundes Infrastruktur und Klimaneutralität in der 
Stadt Halle (Saale) (VIII/2026/02213) in der vorläufigen Haushaltsführung befindet, kann 
sie von dieser Regelung Gebrauch machen. Dies würde insbesondere die Maßnahmen 
betreffen, die entsprechend ihrer Zeitschiene im Haushaltsjahr 2026 begonnen werden 
sollen. 
 

2. Hat die Stadtverwaltung dazu Rücksprache mit den zuständigen Stellen der 
Landesverwaltung beziehungsweise der Kommunalaufsicht gehalten? Wenn ja, mit 
welchem Ergebnis? Wenn nein, warum nicht? 
 
Nein, da es keine Veranlassung gab. 
 

3. Mit welcher konkreten Zeitkette plant die Stadtverwaltung nach Beschlussfassung 
über den Grundsatzbeschluss zur Umsetzung des Sondervermögens? Bitte 
mindestens die folgenden Punkte berücksichtigen: Einbringung und 
Beschlussfassung des Nachtragshaushalts, etwaige Genehmigung des 
Nachtragshaushalts, erster Baubeschluss und erster Maßnahmenbeginn. 
 
Die Nachtragshaushaltsatzung nebst -planung wird umgehend nach Zustimmung zum 
Grundsatzbeschluss zur Umsetzung des Sondervermögens des Bundes Infrastruktur und 
Klimaneutralität in der Stadt Halle (Saale) (VIII/2026/02213) erarbeitet und in die 
Stadtratsgremien eingebracht. Nach Zustimmung durch den Stadtrat erfolgt umgehend 
der Versand der Unterlagen zur Genehmigung an die Kommunalaufsichtsbehörde. 
Gemäß § 150 KVG LSA gilt die Genehmigung als erteilt, wenn über die 
Nachtragshaushaltssatzung nicht binnen eines Monats nach Eingang des 
Genehmigungsantrages bei der für die Genehmigung zuständigen 
Kommunalaufsichtsbehörde entschieden ist. Nach Genehmigung durch die 
Kommunalaufsichtsbehörde erfolgt die Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt und 
damit kann sie vollzogen werden. 
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Die Zeitkette für die einzelnen Maßnahmen kann erst definiert werden, wenn der Stadtrat 
sich mehrheitlich verständigt hat, welche Maßnahmen mit Hilfe des Sondervermögens 
finanziert und umgesetzt werden sollen. 
 
 
 
 

Egbert Geier 
Bürgermeister 


